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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 23. —— 


(Fr. 5242.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Naſſau über die zwiſchen Coͤln und 
5 a Gießen und zwiſchen Coblenz und Wetzlar zu erbauenden Eiſenbahnen. 
Vom 8. Februar 1860. 


5 (Seine Königliche Hoheit der Regent, Prinz von Preußen, im Namen Sr. 
Majeſtaͤt des Königs von Preußen, und Seine Hoheit der Herzog von Naſſau, 
in dem Wunſche uͤbereinſtimmend, die beiderſeitigen Staatsgebiete durch Eiſen⸗ 
bahnen in naͤhere Verbindung zu bringen, haben zum Behufe einer hieruͤber 
zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmaͤchtigten ernannt: 
1 Seine Koͤnigliche Hoheit der Regent, Prinz von Preußen: 

Alallerhoͤchſtihren Regierungspraͤſidenten Eduard v. Möller, Ritter des 
Rothen Adlerordens zweiter Klaſſe mit Eichenlaub, Komthur des Koͤ⸗ 

niglichen Hausordens von Hohenzollern, Kommandeur des Civilverdienſt⸗ 
Ordens vom Niederlaͤndiſchen Loͤwen, Kommandeur zweiter Klaſſe des 

Koͤniglich Hannoverſchen Guelphenordens, Komthur erſter Klaſſe des 

Großherzoglich Heſſiſchen Verdienſtordens Philipps des Großmuͤthigen; 


Seine Hoheit der Herzog von Naſſau: 


Hoͤchſtihren Kammerherrn und Regierungspraͤſidenten Freiherrn Heinrich 
v. Wintzingerode, Komthur erſter Klaſſe des Verdienſtordens Adolphs 
von Naſſau, Ritter des Koͤniglich Preußiſchen Johanniterordens; 


welche nach vorhergegangener Verhandlung, unter dem Vorbehalt der Ratifi⸗ 
kation, uͤber folgende Punkte uͤbereingekommen find: 


| Artikel l. | 
Die Königlich Preußiſche und die Herzoglich Naſſauiſche Regierung ver 
pflichten Sich gegenſeitig, den Bau von Eiſenbahnen 

1) von Coͤln über Siegburg, Betzdorf, Burbach, Dillenburg und Wetzlar 


nach Gießen, und 
Jahrgang 1860. (Nr. 5242.) 41 2) von 
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zum Anſchluſſe an die unter 1. genannte Bahn, 
zu geſtatten und zu foͤrdern. 8 b 


Die unter 2. genannte Bahn ſoll mittelſt einer feſten Brücke uber den = 


Rhein in Coblenz in unmittelbare Schienenverbindung mit der Eiſenbahn von 
Coͤln nach Bingen gebracht werden. f 


Artikel 2. 


Die Herzoglich Naſſauiſche Regierung wird der in Coͤln domizilirten 


Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft, welcher Seitens der Königlich Preußiſchen 
Regierung bereits die Konzeffion fir die Eiſenhahn von Coͤln nach Gießen in⸗ 
nerhalb ihres Gebietes ertheilt iſt, auch Ihrerſeits die Konzeſſton zum Bau und 
Betrieb der im Herzogthum Naſſau belegenen Strecke der genannten Bahn 


alsbald nach der Ratifikation dieſes Vertrages nach Maaßgabe deſſelben und 


unter Verleihung des Expropriationsrechts fuͤr die erforderlichen Grundſtuͤcke 


ertheilen. Es wird dafuͤr Sorge getragen werden, daß die Coͤln⸗ Gießener 


Eiſenbahn von der Coͤln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft in thunlichſt kurzer 
Friſt und längftens binnen vier Jahren nach der Ratifikation dieſes Vertrages 
vollendet werde. 


Artikel 3. 


Von der Eiſenbahn von Ehrenbreitſtein nach Wetzlar ſoll 


1) die Strecke von Ehrenbreitſtein bis Oberlahnſtein von der in Coͤln do⸗ 
mizilirten Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft, und 


2) die Strecke von Oberlahnſtein bis Wetzlar von der Herzoglich Naſſaui⸗ 
ſchen Regierung | 


gebaut und in Betrieb genommen werden. 


Fuͤr die unter 1. genannte Bahnſtrecke werden die hohen kontrahiren⸗ 
den Regierungen, Jede innerhalb Ihres Gebietes, der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 


bet 
Be 


2) von Ehrenbreitſtein uber Lahnſtein, das Lahnthal hinauf nach Wetzlar, . 1 


c 


geſellſchaft alsbald nach der Ratifikation dieſes Vertrages nach Maaßgabe 


deffelben und unter Verleihung des Expropriationsrechts für die erforderlichen 
Grundſtuͤcke die Konzeſſion ertheilen. Jede der kontrahirenden Regierungen 
wird der Geſellſchaft für das innerhalb ihres Staatsgebietes verwendete An⸗ 
lagekapital eine naͤher vereinbarte Zinsgarantie gewaͤhren. 


Auf den von der Herzoglich Naſſauiſchen Regierung auszufuͤhrenden Bau 


und Betrieb des Preußiſchen Theiles der vorſtehend unter 2. bezeichneten Bahn⸗ 
ſtrecke follen die Beſtimmungen des Königlich Preußiſchen Geſetzes über die 
Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838. (Geſetz⸗Sammlung fuͤr die 
Königlich Preußiſchen Staaten für 1838. S. 505. bis 516.) Anwendung finden, 
ſoweit dieſelben nicht durch dieſen Vertrag abgeaͤndert werden, und mit an 

5 a der. 


3 5 | — 1 — 
der 69. 1. 2. 3. 6. 7. 21. 20. bis 35. 37. 39. bis 42. 46. bis 49. und des 


Schlußſatzes des H. 24. 
Die Eiſenbahn von Ehrenbreitſtein bis Wetzlar ſoll ſpaͤteſtens vier Jahre 
nach der Ratifikation dieſes Vertrages vollendet ſein. 


Artikel 4. 


Die feſte Rheinbruͤcke bei Coblenz, ſowie die Schienenverbindung nach 

dem Bahnhofe in Coblenz, wird von der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft aus⸗ 

gefuͤhrt werden. Die Koͤniglich Preußiſche Regierung wird dafuͤr Sorge tra⸗ 

gen, daß dieſe Anlagen ſpaͤteſtens ſechs Jahre nach der Ratifikation dieſes Ver⸗ 
trages vollendet find. 


Artikel 5. 


i Die Punkte, wo die Eiſenbahnen die Landesgrenzen uͤberſchreiten werden, 
ſollen auf Grund der von den betreffenden Eiſenbahn⸗Bauverwaltungen aus⸗ 

zuarbeitenden 11 8 x noͤthigenfalls durch deshalb abzuordnende techniſche Kom⸗ 
miſſarien, naͤher beſtimmt werden. 


Artikel 6. 


Die Genehmigung und Feſtſtellung der Bauprofekte innerhalb jedes 
Staatsgebietes bleibt der betreffenden Regierung uͤberlaſſen. 


Artikel 7. 


Die Spurweite der zu erbauenden Eiſenbahnen ſoll in Uebereinſtimmung 
mit den anſchließenden Bahnen uberall gleichmaͤßig vier Fuß acht und einen 
halben Zoll Engliſchen Maaßes im Lichten der Schienen betragen. 

Auch im Uebrigen ſollen die nach dieſem Vertrage zu bauenden Eiſen⸗ 
bahnen und deren Betriebsmittel dergeſtalt nach gleichmaͤßigen Grundſaͤtzen ge⸗ 
baut werden, daß letztere nicht nur von der einen Bahn zur anderen, fondern 
auch von und nach den Nachbarbahnen ungeſtört übergehen können. 


Artikel 8. 


f Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der das Koͤniglich Preußiſche und 
beziehungsweiſe das Herzoglich Naſſauiſche Gebiet durchſchneidenden Bahn⸗ 

ſtrecken Sr. Majeſtaͤt dem ‚Könige von Preußen und beziehungsweiſe Sr. Hoheit 
dem Herzoge von Naſſau ausſchließlich vorbehalten. 


Artikel 9. 


er Die hohen Regierungen werden zur Handhabung des Ihnen uͤber die 
Brlahnſtrecken in Ihren Gebieten zuſtehenden Hoheits⸗ und Aufſichtsrechts beſtaͤn⸗ 
N Gr. 5242. 41 * 5 dige 
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dige Kommiſſarien beſtellen, welche die Beziehungen ihrer Regierungen zu den 5 
Eiſenbahnverwaltungen in allen denjenigen Faͤllen zu vertreten haben, welche 
nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten der kompetenten 


Landesbehoͤrden geeignet ſind. 
Artikel 10. 


Unbeſchadet des Hoheits- und Aufſichtsrechts der Koͤniglich Preußiſchen 
und der Herzoglich Naſſauiſchen Regierung uͤber die in Ihren Gebieten belege⸗ 


nen Bahnſtrecken und den darauf ſtattfindenden Betrieb verbleibt die Ausuͤbung 


des Oberaufſichtsrechts uͤber die den Betrieb auf einzelnen Strecken fuͤhrenden 
Eiſenbahngeſellſchaften oder Eiſenbahnverwaltungen im Allgemeinen und deren 
W derjenigen Regierung, in deren Gebiete dieſelben ihren Sitz 
aben, 


Artikel 11. 


Die Eiſenbahnverwaltung, welche außerhalb des Gebietes ihrer Regierung 


eine Eiſenbahnſtrecke baut und beziehungsweiſe in Betrieb nimmt, hat wegen 
aller Entſchaͤdigungsanſpruͤche, die aus Anlaß der Anlage und beziehungsweiſe 
des Betriebes dieſer Bahnſtrecke gegen ſie erhoben werden moͤchten, ſich der 
Gerichtsbarkeit und den Geſetzen desjenigen Landes zu unterwerfen, in welchem 
die Bahnſtrecke liegt. 


Artikel 12. 
Die Aufſichts- und Betriebsbeamten find auf Praͤſentation der den Be⸗ 


trieb führenden Bahnverwaltung bei den betreffenden Behörden derjenigen Re⸗ 


gierung in Pflicht zu nehmen, in deren Gebiete ſie ſtationirt ſind. 


Artikel 13. 


Die Genehmigung der Fahrplaͤne und Tarife ſoll derjenigen Regierung 


vorbehalten bleiben, in deren Gebiete die betreffende Eiſenbahnverwaltung ihren 
Sitz hat. Es ſollen in paſſender Verbindung mit den Zuͤgen der anſchließen⸗ 
den Bahnen taͤglich mindeſtens drei direkte Perſonenzuͤge ohne anderen als den 
durch den Betrieb bedingten Aufenthalt auf den Stgtionen hin und zuruͤck 
zwiſchen Coͤln und Gießen und zwiſchen Coblenz und Gießen ſtattfinden. 


Die Tarifſaͤtze fuͤr die in den beiderſeitigen Gebieten belegenen Bahn⸗ 


ſtrecken ſollen nach gleichen Grundſaͤtzen feſtgeſtellt und mit denen der benach⸗ 
barten Bahnen in ein angemeſſenes Verhaͤltniß gebracht werden. i 


Artikel 14. 


Zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen ſoll ſowohl hinſichtlich der Be⸗ 


n 


foͤrderungspreiſe als der Zeit der Abfertigung kein Unterſchied gemacht werden, 


N nament⸗ 
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namentlich ſollen die aus dem Gebiete des einen Staates in das Gebiet des 

anderen Staates uͤbergehenden Transporte weder in Degienung auf die Abferti- 
gung, noch ruͤckſichtlich der Befoͤrderungspreiſe unguͤnſtiger behandelt werden, 
als die aus dem betreffenden Staate abgehenden oder darin verbleibenden 
Transporte. 


Artikel 15. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu beiderſeits kompetenten 
Behörden in Gemaͤßheit der für jedes Staatsgebiet beſonders zu publizirenden 
Bahnpolizei-Reglements nach uͤbereinſtimmenden Grundſaͤtzen gehandhabt werden. 


Artikel 16. 


Die Fahrzeuge fuͤr die in Rede ſtehenden Bahnen, einſchließlich der 
Dampfwagen, bedürfen nur der von Einer der hohen Regierungen zu beran⸗ 


5 laſſenden Pruͤfung, und iſt eine Genehmigung Seitens der anderen hohen Regie⸗ 


3 rung nicht erforderlich. 

. Artikel 47. 

Beide Regierungen ſind daruͤber einverſtanden, daß die wegen Handha⸗ 
bung der Paß⸗ und Fremdenpolizei bei Reiſen mittelſt der Eiſenbahnen unter 


Ihnen theils ſchon beſtehenden, theils noch zu verabredenden Beſtimmungen auch 
auf die in Rede ſtehenden Eiſenbahnverbindungen Anwendung finden ſollen. 


Artikel 18. 5 
Die Regulirung des Poſtbetriebes auf der Naſſauiſchen Strecke der 


ECiſenbahn von Coͤln nach Gießen und auf der Preußiſchen Strecke der Eiſen⸗ 
bahn von Coblenz nach Wetzlar bleibt der beſonderen Vereinbarung vorbehalten. 


Artikel 19. 


Die hohen kontrahirenden Regierungen behalten Sich eine beſondere Ver⸗ 
einbarung uͤber die Anlage und den Betrieb von elektro- magnetiſchen Telegra⸗ 


N phenlinien an den Eiſenbahnen von Coͤln nach Gießen und von Coblenz nach 


Wetzlar vor, deren Beſtimmungen fuͤr die betreffenden Eiſenbahngeſellſchaften 
bindend ſein ſollen. ö 


i Artikel 20. 
Ruͤckſichtlich der Benutzung der Eiſenbahnen von Coͤln und von Coblenz 


* nach Wetzlar zu Zwecken der Militairverwaltung iſt man uͤber folgende Punkte 


uͤbereingekommen: 


4) Fuͤr alle Transporte von Militairperſonen oder Militaireffekten, welche 
r. 5242.) Pe für 
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für Rechnung der Königlich Preußiſchen oder der Herzoglich Naßſauiſchen 


© 


Militairverwaltung auf der Coͤln⸗Gießener oder der Coblenz-Gießener 
Eiſenbahn bewirkt werden, wird den beiderſeitigen Militairverwaltungen 
hinſichtlich der Befoͤrderungspreiſe völlige Gleichſtellung zugefichert, der⸗ 
geſtalt, daß die Zahlung dafuͤr an die Eiſenbahnverwaltung nach ganz 


gleichen Saͤtzen erfolgen ſoll. 


Umſtaͤnde auf Anordnung der Koͤniglich Preußiſchen oder der Herzoglich 
Naſſauiſchen Regierung größere Truppenbewegungen auf den mehrgedach⸗ 
ten Eiſenbahnen ſtattfinden ſollten, fo liegt der Eiſenbahnverwaltung die 


Verpflichtung ob, für dieſe und fuͤr Sendungen von Waffen „Kriegs⸗ 


und Verpflegungsbeduͤrfniſſen, ſowie von Militaireffekten jeglicher Art, 
inſoweit ſolche Sendungen zur Beförderung auf Eiſenbahnen uͤberhaupt 
geeignet ſind, noͤthigenfalls auch außerordentliche Fahrten einzurichten 
und fuͤr dergleichen Transporte alle Transportmittel, die der ungeftört 
fortzuſetzende regelmaͤßige Dienſt nicht in Anſpruch nimmt, zu verwenden 
und, ſoweit thunlich, hierzu in Stand zu ſetzen, nicht minder die mit 
Militairperſonen beſetzten und die mit Militaireffekten beladenen, von einer 
anſtoßenden Bahn kommenden Transportfahrzeuge auf die eigene Bahn, 
vorausgeſetzt, daß dieſe dazu geeignet ſind, zu uͤbernehmen, auch mit den 
disponiblen Lokomotiven weiter zu führen. Die Leitung aller ſolcher 
Transporte bleibt jedoch lediglich dem Dienſtperſonale der betreffenden 


Eiſenbahnverwaltung uͤberlaſſen, deſſen Anordnungen waͤhrend der Fahrt | 
unbedingt Folge zu leiſten iſt. | 


Hinſichtlich des an die Eiſenbahnverwaltungen zu entrichtenden Fahr⸗ 
geldes tritt, wie unter 1., eine voͤllige Gleichſtellung der beiderſeitigen 
Militairverwaltungen ein. | 
Die hohen kontrahirenden Regierungen ſind uͤbrigens daruͤber einverſtan⸗ 
den, daß einer jeden auf der in Rede ſtehenden Eiſenbahn durch das 


) Wenn in Folge etwaiger Bundesbeſchlüſſe oder anderer außerordentlicher be 


Gebiet des anderen Theils zu bewirkenden Truppenſendung die herkomm⸗ 


liche Anzeige und Vernehmung mit der betheiligten Regierung binnen 
angemeſſener Friſt vorhergehen muͤſſe. 


Im Falle außerordentlicher Dringlichkeit, wo ohne Gefaͤhrdung des 
Zweckes eine vorgaͤngige Vernehmung mit der betheiligten Regierung 
nicht zu bewirken ſein wuͤrde, wollen jedoch die hohen kontrahirenden 
Regierungen es geſchehen laſſen, daß von dieſer Anzeige und Verneh⸗ 
mung ausnahmsweiſe abgeſehen werde, wogegen auch in ſolchen Faͤllen 
der Abſendung der Transporte unter allen Umſtaͤnden eine Anzeige an 
die betheiligte Regierung oder an die nach Befinden deshalb mit Anwei⸗ 
ſung zu verſehenden betreffenden Provinzialbehoͤrden vorangehen ſoll. 


Artikel 21. 


Von den innerhalb des Herzogthums Naſſau gelegenen Bohnſtrecken 1 i 
5 Coͤln⸗ 


. 
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Coln⸗Gießener und der Ehrenbreitſtein⸗Oberlahnſteiner Eiſenbahn und von den 
innerhalb des Koͤnigreichs Preußen gelegenen Bahnſtrecken der Oberlahnſtein⸗ 
Wetzlarer Eiſenbahn ſollen als Konzeſſionsabgaben und Aequivalent für die 
Gewerbeſteuern keine höheren Abgaben erhoben werden, als ſich nach dem Ko: 
 niglich Preußiſchen Geſetze uͤber die Eiſenbahnabgabe vom 30. Mai 1853. da⸗ 
fuͤr ergeben, dadurch auch jede weitere Beſteuerung des Unternehmens mit Aus⸗ 
nahme der Grundſteuer nach den beſtehenden Geſetzen ausgeſchloſſen werden. 


5 Den nach obigem Geſetze 95 ermittelnden jaͤhrlichen eee fuͤr 
die Coͤln⸗Gießener und die Ehren reitſtein⸗Oberlahnſteiner Eiſenbahn ftellt die 

Königlich Preußiſche Regierung, und denjenigen fuͤr die Oberlahnſtein-Wetzlarer 

Eiſenbahn die Herzoglich Naſſauiſche Regierung feſt; er wird i 

10 1 der Coͤln⸗Gießener Eiſenbahn auf die Laͤngenmeilen dieſer gan⸗ 
zen Bahn, 

2) bezuͤglich der Eiſenhahnſtrecke von Ehrenbreitſtein nach Oberlahnſtein auf 

die Laͤngenmeilen dieſer Strecke, und 

3) bezuͤglich der Bahnſtrecke von Oberlahnſtein nach Wetzlar auf die Laͤn⸗ 
genmeilen dieſer Strecke 


. 5 gleichmaͤßig repartirt und hiernach die auf die beiderſeitigen Gebietsſtrecken fal⸗ 
lenden Antheile berechnet. 


Dieſe Antheile ſind ſofort nach der Feſtſtellung, woruͤber Sich die beider⸗ 
ſeitigen hohen Regierungen Mittheilungen zugehen laſſen werden, an die beider⸗ 
ſeits zu bezeichnenden Einnahmeſtellen abzufuͤhren, und zwar bezuͤglich der 
Strecke ad 1. von der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft, bezuͤglich der Strecke 
ad 2. von der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft und bezuͤglich der Strecke ad 3. 
von der Herzoglich Naſſauiſchen Eiſenbahnverwaltung. 


Artikel 22. 


ö Nach vollendeter Amortiſation der Aktien der Coͤln⸗Mindener, beziehungs⸗ 
weiſe der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft, geht das Eigenthum der auf Naſſaui⸗ 
ſchem Gebiete gelegenen Strecken der Coͤln⸗Gießener, beziehungsweiſe der Eh⸗ 
rrenbreitſtein⸗Oberlahnſteiner Eiſenbahn, auf die Koͤniglich Preußiſche Regierung 
uͤber, welche ſodann die mit dieſem Eigenthum verbundenen Verpflichtungen 
uͤbernimmt. f 
N Fuͤr den Fall, daß die Königlich Preußiſche Regierung Sich entſchließen 
I sollte, vor Beendigung der geſetzlichen und ſtatutenmaͤßigen Amortiſation der 
Aktien der Coͤln⸗Mindener, beziehungsweiſe der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft, 
das Coͤln⸗Mindener, beziehungsweiſe das Rheiniſche Eiſenbahn-⸗Unternehmen, oder 
auch die Coͤln⸗Gießener, beziehungsweiſe die Ehrenbreitſtein⸗Oberlahnſteiner Bahn, 
aallein anzukaufen, wird die Herzoglich Naſſauiſche Regierung zu dem Ankaufe 
der auf Ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecken durch die Königlich Preußiſche 
Regierung Ihre Zuſtimmung nicht verſagen. 


Die Herzoglich Naſſauiſche Regierung behält Sich jedoch das Recht vor, 
Gr 82120 a 1105 
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nach Ablauf von dreißig Jahren, vom Tage der Betriebseroͤffnung an gerech⸗ 5 5 
net, oder auch ſpaͤter, die in Ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecken gegen Er 


ſtattung der Anlagekoſten in Eigenthum zu uͤbernehmen. 


Daſſelbe behält Sich die Königlich Preußiſche Regierung bezüglich der 
Bahnſtrecke von Wetzlar bis zur Grenze oberhalb Weilburg vor. 


Artikel 23. 
Sollte in Folge der Beſtimmungen des Artikels 22. 


1) das Eigenthum der Naſſauiſchen Strecke der Coln⸗Gießener Eiſenbahn 5 


auf die Herzoglich Naſſauiſche Regierung, oder f 
2) das Eigenthum der Preußiſchen Strecke der Oberlahnſtein- Wetzlarer 
Eiſenbahn auf die Koͤniglich Preußiſche Regierung, oder 


3) das Eigenthum der Naſſauiſchen Strecke der E renbreitſtein⸗ Oberlahn⸗ 


ſteiner Eiſenbahn auf die Herzoglich Naſſauiſche Regierung 


uͤbergehen, ſo ſoll nichtsdeſtoweniger der Betrieb auf jeder der vorſtehend un⸗ 
ter 1. 2. und 3. bezeichneten Eiſenbahnen ſtets in der Hand Einer Verwal⸗ 
tung vereinigt ſein, und es ſoll beim Mangel einer anderweitigen Einigung 


der Betrieb auf der kuͤrzeren Strecke immer derjenigen Verwaltung zuſtehen, 


welche den Betrieb auf der laͤngeren Strecke fuͤhrt. 

Kommt in dieſem Falle eine Einigung uͤber ein Bahngeld oder eine Ver⸗ 
guͤtung für die Betriebsführung nicht zu Stande, ſo hat die den Betrieb fuͤh⸗ 
rende Verwaltung den Reinertrag von der fremden Strecke unverkuͤrzt an den 


Eigenthuͤmer derſelben abzuliefern. 


Artikel 24. 


Gegenwaͤrtiger Vertrag ſoll zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt 
und die Auswechſelung der darüber, auszufertigenden Ratifikations-Urkunden 
ſpaͤteſtens binnen ſechs Wochen bewirkt werden. 8 


Deſſen zu Urkund ift dieſer Vertrag von den beiderſeitigen Bevollmaͤch⸗ 
tigten unterzeichnet und beſiegelt worden. N REN 


So gefchehen zu Wiesbaden, den 8. Februar 1860. 
Eduard v. Möller. Heinrich v. Wintzingerode. 
(L. S.) (JL. S.) 5 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratiftzirt und die Auswechſelung der Ratifi⸗ 


kations⸗Urkunden zu Berlin bewirkt worden. 


(Nr. 5243). 


—. 2 


Fr. 5243.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Lublinitzer Kreiſes im Betrage von 14,000 Thalern. Vom 28. Mai 
1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wu Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent. 

Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Lublinitzer Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 15. Februar d. J. beſchloſſen worden, die zur Ausfuͤhrung des Baues 
einer Chauſſee von Pawonkau nach Zawadzki zum Anſchluß an die Oppeln⸗ 
Tarnowitzer Chauſſee erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu be⸗ 
ſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der 
Glaͤubiger unkundbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 14,000 
Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤu⸗ 
biger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des 
$. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum 
Betrage von 14,000 Thalern, in Buchſtaben: vierzehn tauſend Thalern, welche 


in folgenden Apoints: 
3,000 Rthlr. à 1000 Kthlr. 


N = a 500 = 
57000 ß „ l 00 
e e eee 
4000 % 25 


14,000 Nthlr. d 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
ö 4 fünf: Prozent jährlich, zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 

den Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1861. ab mit wenigſtens jaͤhrlich fuͤnf 
Prozent des Kapitals zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere 
landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein 
jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die 
e des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen be⸗ 
fugt iſt. 

5 Das vorſtehende Prioilegiüm, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligatio⸗ 
nen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird, iſt durch 
die Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. . 
Gegeben Baden-Baden, den 28. Mai 1800. i 
(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. Gr. v. Schwerin. 
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provinz Schleſten, Regierungsbezirk Oppeln. 


Obligation 
des Lublinitzer Kreiſes 
rr F 
üben Thaler Preußiſch Kurant. 


Alf Gun de mne m beftätigten Kreistagsbeſchluͤſſe 
vom 15. Februar 1860. wegen Aufnahme einer Schuld von 14,000 Thalern, 
bekennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Lublinitzer 
Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, Seitens 
des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von. 
Thalern Preußiſch Kurant, nach dem Muͤnzfuße von 1857., welche fuͤr den 
Kreis kontrahirt worden und mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 


Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 14,000 Rthlrn. geſchieht vom 
Jahre 1861. ab allmaͤlig innerhalb eines Zeitraumes von funfzehn Jahren 
aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens fuͤnf 
Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldoerſchrei⸗ 
bungen, nach Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. 


Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1861. ab in dem 
Monate jedes Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht 
vor, den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmt⸗ 
liche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, 


ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer 


Buchſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤck⸗ 
zahlung erfolgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung er⸗ 
folgt ſechs, drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem 
Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Oppeln, ſowie in einer zu Breslau 
erſcheinenden Zeitung. ; 


Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zuruͤckzuzahlen iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, in der Zeit vom enn. bis 
ä und dom ; ß ˙ é 


von heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit 
jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 

gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer e 

ei 
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bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Lublinig, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu Achbrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapital 
abgezogen. i 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jah⸗ 
ren nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts » Ordnung 
Th. 1. Tit. 51. $$. 120. seq. bei dem Koͤniglichen Kreisgerichte zu Lublinitz. 


Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤh⸗ 
rigen Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten 
Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in 
glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der 
angemeldeten und bis dahin noch nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quit⸗ 
tung ausgezahlt werden. | 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find zehn halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 18. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden 

Zinskupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Lublinitz gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndi⸗ 
gung der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, 
ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. f 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 5 


Lublinitz, den en 18. 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Lublinitzer Kreiſe. 


(Nr. 5243.) Pro⸗ 
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provinz Schleſten, Regierungsbezirk Oppeln. 


Zins ⸗Kupon 
zu der 
Kreis⸗ Obligation des Lublinitzer Kreiſes 
Bir . d 
uͤb er Thaler zu fuͤnf ute e Zinſen uͤben Thaler 
RE Silbergrofben 

Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe in 
der Zeit vom err Mr A la veſp. vom 
een W und ſpäterhin die Zinſen der 


bei der Kreis⸗ Won e zu ln 
Lüthi, de. = 
Die ſtändiſche Kreis - N für den Chauſſeebau 
im Lublinitzer Kreiſe. 


Dieſer Zins⸗Kupon iſt ungültig, wenn 
deſſen Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren 
nach der Faͤlligkeit, vom Schluß des betreffen⸗ 
den Halbjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Schleſten, e Oppeln. 
Ti c lh o, n 


zur 
Kreis⸗Obligation des Lublinitzer Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Lublinitzer Kreiſes 
Iittr. . uͤbenr Thaler à fuͤnf Prozent Zinſen 
die .. te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Lublinitz. 
Lüblinitz, em n 18. 


Die ſtändiſche Kreis⸗Kommiſſton für den Chauſſeebau 
im Lublinitzer Kreiſe. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


